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Dienstanweisung Nr. 2026-01 
 

Beschäftigungsorientiertes Fallmanagement 
 
 
Stand:  02.02.2026  
Gültig bis: auf Widerruf 
 
 
 
1. Vorbemerkung 

 
Das beschäftigungsorientierte Fallmanagement (bFM) wurde zum 01.01.2011 im Jobcenter Landkreis 
Heilbronn eingeführt. 
 
Es basiert im Wesentlichen auf dem Fachkonzept „Beschäftigungsorientiertes Fallmanagement im SGB 
II“ und findet seine Konkretisierung in dieser Dienstanweisung.  
 
Das beschäftigungsorientierte Fallmanagement (bFM) bietet Kundinnen und Kunden mit besonderen 
Schwierigkeiten eine gezielte Unterstützung. Ziel ist es, ihre persönlichen Vermittlungshemmnisse 
abzubauen und ihnen zu helfen, Schritt für Schritt Fortschritte in Richtung Arbeitsmarktintegration zu 
machen. 
 
Im Fallmanagement werden Menschen betreut, die mehrere oder komplexe Herausforderungen haben, 
die eine schnelle und stabile Integration in Arbeit verhindern. Sie erhalten dort eine professionelle, 
individuelle Begleitung, die zwei Bausteine kombiniert: 
 
Einzelfallarbeit: intensive Beratung, Klärung der Problemlagen, Maßnahmenplanung 
Netzwerkarbeit: Zusammenarbeit mit anderen Stellen (z. B. Beratungsdiensten, Ärzten, Ämtern), um 
umfassend zu unterstützen 
 
Der Grundgedanke ist: Durch diese enge Betreuung sollen konkrete Integrationsfortschritte erzielt 
werden, damit der Hilfebedarf mittel- bis langfristig sinkt und idealerweise eine Beschäftigung erreicht 
wird. Das Fallmanagement verfolgt also einen klar beschäftigungsorientierten Ansatz. 
 
Zu Beginn ist eine realistische Einschätzung erforderlich, ob innerhalb von zwei Jahren eine 
Arbeitsaufnahme möglich ist. Diese Einschätzung muss begründet und dokumentiert werden, 
einschließlich der geplanten Strategie, die beim Eintritt ins Fallmanagement festgelegt wird. 
 
Deshalb wird es aus Sicht des JC-Landkreis Heilbronn auch als Erfolg gewertet, wenn eine 
kontinuierliche Vorwärtsbewegung in Richtung Integration erkennbar ist. Entscheidend ist, dass 
nachvollziehbare Integrationsfortschritte erzielt werden, die auf eine zunehmende 
Beschäftigungsorientierung hinweisen – auch wenn die Arbeitsaufnahme noch nicht unmittelbar erfolgt. 
 
Die spezifische Differenz zwischen „Fallmanagement“ und der klassischen Einzelfallhilfe („Case Work“) 
besteht darin, dass die Bearbeitung oder Lösung identifizierter Problemlagen häufig nicht durch den 
Fallmanager selbst erfolgt. Stattdessen nutzt das bFM gezielt die Leistungen Dritter und sieht seinen 
Schwerpunkt in der kompetenten Vermittlung, Koordination und Steuerung passender 
Unterstützungsangebote. 
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In Einzelfällen ist bewusst festzustellen, dass mit den vorhandenen Instrumenten des SGB II, des bFM 
und der Netzwerkpartner keine wirksame Unterstützung möglich ist. In solchen Situationen erfolgt eine 
Rückgabe an die Arbeitsvermittlung (AV) mit entsprechender Dokumentation – im Sinne eines 
professionellen „Loslassens“. 
 
In begründeten Ausnahmefällen können auch Kundinnen und Kunden in das bFM aufgenommen 
werden, die in der AV durch ein beratungsresistentes Verhalten auffallen. Ziel ist es, im Rahmen des 
bFM zu klären, wo die Ursachen dieses Verhaltens liegen und ob diese mit den Methoden des 
Fallmanagements bearbeitet werden können. Ist dies nicht der Fall, erfolgt eine Rückübernahme durch 
die AV. 
 
Auch die Gewinnung zunächst wenig motivierter Kundinnen und Kunden kann Teil eines 
Prozessfortschritts sein. Das bFM soll hier unterstützend wirken, um hinderliche Strukturen 
aufzubrechen und eine aktive Mitarbeit zu ermöglichen. 
 
Ein zentraler Bestandteil der Arbeit im bFM ist die Nutzung, Pflege und der bedarfsorientierte Ausbau 
bestehender Netzwerke. Dazu gehört auch die aktive Teilnahme an Helferkonferenzen, runden Tischen 
und vergleichbaren Formaten, um eine passgenaue, abgestimmte Unterstützung sicherzustellen. 
 
 

2. Fachliche Grundlagen des beschäftigungsorientierten Fallmanagements 

 
2.1 Ziele des beschäftigungsorientierten Fallmanagements 

 
Das beschäftigungsorientierte Fallmanagement (bFM) verfolgt das übergeordnete Ziel, Kundinnen und 
Kunden mit komplexen oder mehrfachen Vermittlungshemmnissen schrittweise an eine nachhaltige 
Integration in den Arbeitsmarkt heranzuführen oder diese zu ermöglichen. Dabei steht stets die klare 
Beschäftigungsorientierung im Vordergrund. 
 
Ziel des bFM ist es, individuelle Handlungsbedarfe systematisch zu klären, Vermittlungshemmnisse 
abzubauen oder zu reduzieren und die Handlungskompetenz der Kundinnen und Kunden im Hinblick auf 
eine arbeitsmarktorientierte Mitwirkung zu stärken. Integrationsfortschritte können hierbei auch in Form 
von stabilisierenden Teilzielen erfolgen, sofern diese nachvollziehbar auf eine spätere 
Beschäftigungsaufnahme ausgerichtet sind. 
 
Das bFM ist zugleich darauf ausgerichtet, realistisch einzuschätzen, ob und unter welchen Bedingungen 
eine Integration innerhalb eines Zeitraums von bis zu zwei Jahren erreichbar ist. Ist dies nicht der Fall 
oder erweist sich das bFM fachlich als nicht geeignetes Unterstützungsinstrument, wird eine bewusste 
Entscheidung zur Beendigung des bFM und zur Rückgabe an die Arbeitsvermittlung oder zur Anbindung 
an andere Hilfesysteme getroffen. 
 
 

2.2 Grundprinzipien der Arbeit im bFM 

 
Die Arbeit im beschäftigungsorientierten Fallmanagement (bFM) ist geprägt von einer aktiven, 
zielgerichteten und konsequenten Steuerung des individuellen Integrationsprozesses. Im Mittelpunkt 
steht nicht die reine Erfassung von Problemlagen, sondern die strukturierte Bearbeitung derjenigen 
Handlungsbedarfe, die einer beschäftigungsorientierten Integration entgegenstehen. Der 
Integrationsprozess wird dabei aktiv gestaltet, fortlaufend nachgehalten und regelmäßig überprüft. 
 
Ein zentrales Grundprinzip des bFM ist die kontinuierliche Überprüfung und Anpassung der vereinbarten 
Handlungsstrategien. In jedem Beratungskontakt werden Profiling, Zielsetzung und Integrationsstrategie  
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reflektiert und sofern erforderlich weiterentwickelt. Die Beschäftigungsorientierung bildet dabei den 
verbindlichen fachlichen Rahmen aller Interventionen. 
 
Flankierende Unterstützungsangebote, wie beispielsweise Schuldnerberatung, Suchtberatung oder 
therapeutische Maßnahmen, können zeitweise in den Vordergrund treten, wenn dies zur Stabilisierung 
erforderlich ist. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass wesentliche Handlungsbedarfe parallel bearbeitet 
werden können. Ist dies nicht der Fall, ist fachlich zu prüfen, ob das Fallmanagement unterbrochen oder 
an die Arbeitsvermittlung zurückgegeben werden muss. 
 
Das bFM folgt dem Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. Ziel ist es, die Eigenverantwortung der Kundinnen 
und Kunden zu stärken und sie schrittweise zu befähigen, Unterstützungsangebote eigenständig zu 
nutzen und ihren Integrationsprozess aktiv mitzugestalten. Arbeitsmarktpolitische Instrumente werden 
gezielt und bedarfsorientiert eingesetzt, sofern sie für den individuellen Förderbedarf geeignet und für 
den Integrationsprozess zielführend sind. 
 
Durch die konsequente Ausrichtung auf Fortschritt, Eigenverantwortung und Beschäftigungsorientierung 
trägt das bFM dazu bei, den Leistungsbezug zu verkürzen und eine Verstetigung von 
Langzeitarbeitslosigkeit möglichst zu vermeiden. Maßgeblich ist dabei stets die nachvollziehbare 
Entwicklung in Richtung arbeitsmarktlicher Integration. 
 
 

2.3 Rahmencharakter des bFM 

 
Das beschäftigungsorientierte Fallmanagement (bFM) ist als zeitlich befristete, intensivierte 
Betreuungsform mit klarem Beschäftigungsbezug ausgestaltet. Es ergänzt die Arbeitsvermittlung in 
Fällen mit komplexen Profillagen, ersetzt diese jedoch nicht. Ziel ist es, innerhalb eines definierten 
Rahmens Integrationshemmnisse systematisch zu bearbeiten und eine realistische 
beschäftigungsorientierte Perspektive zu entwickeln. 
 
Das bFM ist grundsätzlich auf einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren begrenzt. Innerhalb dieses 
Zeitraums wird regelmäßig überprüft, ob weiterhin eine tragfähige Integrationsperspektive besteht und 
das bFM als geeignetes Instrument anzusehen ist. Spätestens nach sechs Monaten erfolgt eine 
strukturierte fachliche Bewertung, auf deren Grundlage über die Fortführung, Anpassung oder 
Beendigung des bFM entschieden wird. 
 
Das bFM endet, wenn eine arbeitsmarktliche Integration erreicht wurde, eine Rückübertragung in die 
Arbeitsvermittlung fachlich geboten ist oder sich im Verlauf zeigt, dass das bFM nicht (mehr) das 
geeignete Unterstützungsinstrument darstellt. Die Beendigung des bFM ist in diesen Fällen als fachlich 
begründete Steuerungsentscheidung zu verstehen und nicht als Bewertung der Mitwirkungsbereitschaft 
der Kundinnen und Kunden. 
 
 
2.4 Abgrenzung zur Arbeitsvermittlung 

 
Das beschäftigungsorientierte Fallmanagement stellt eine ergänzende, zeitlich befristete 
Betreuungsform zur Arbeitsvermittlung (AV) dar und ersetzt diese nicht. Die Zuständigkeiten zwischen 
AV und bFM sind klar voneinander abzugrenzen. 
 
Die Arbeitsvermittlung bleibt zuständig für Kundinnen und Kunden mit markt- oder vermittlungsnahen 
Profilen, bei denen keine komplexe oder mehrdimensionale Problemlage vorliegt und bei denen 
arbeitsmarktpolitische Instrumente im Regelprozess zielführend eingesetzt werden können. 
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Das bFM übernimmt die Betreuung von Kundinnen und Kunden mit komplexen Profillagen, bei denen 
mehrere, grundsätzlich veränderbare Handlungsbedarfe eine zeitnahe Integration in Arbeit verhindern 
und eine koordinierte, intensive und netzwerkorientierte Unterstützung erforderlich ist. 
 
Während der Betreuung im bFM ruht die reguläre Vermittlungstätigkeit der AV.  
Maßnahmen, Integrationsschritte und strategische Entscheidungen erfolgen abgestimmt auf die im bFM 
festgelegte Integrationsstrategie. Übergaben zwischen AV und bFM erfolgen strukturiert und 
nachvollziehbar dokumentiert. 
 
Das bFM übernimmt keine dauerhafte Bestandspflege und keine ausschließlich marktnahe Vermittlung 
ohne relevanten Fallmanagementbedarf. Ergibt sich im Verlauf des bFM eine unmittelbare 
Vermittlungsfähigkeit, erfolgt eine strukturierte Rückübertragung an die Arbeitsvermittlung. 
 
 
2.5 Vorteile des beschäftigungsorientierten Fallmanagements 

2.5.1 Vorteile für Kundinnen und Kunden 

 
Das beschäftigungsorientierte Fallmanagement (bFM) bietet Kundinnen und Kunden mit komplexen oder 
mehrfachen Vermittlungshemmnissen eine zeitlich befristete, intensive und strukturierte Unterstützung. 
Durch die kontinuierliche Betreuung durch eine feste Ansprechperson wird eine verlässliche 
Arbeitsbeziehung geschaffen, die eine systematische Klärung individueller Handlungsbedarfe 
ermöglicht. 
 
Im bFM werden komplexe Problemlagen nicht isoliert betrachtet, sondern im Rahmen einer 
ganzheitlichen und sozialraumorientierten Perspektive bearbeitet. Dabei werden regionale 
Unterstützungsangebote gezielt einbezogen und im Rahmen einer koordinierten Netzwerkarbeit 
aufeinander abgestimmt. Ziel ist es, realistische Integrationsschritte zu entwickeln und diese 
nachvollziehbar in eine individuelle Integrationsstrategie einzubetten. 
 
Ein wesentlicher Bestandteil des bFM ist die Förderung der Eigenverantwortung der Kundinnen und 
Kunden. Durch das Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe werden sie schrittweise befähigt, 
Unterstützungsangebote eigenständig zu nutzen und aktiv an ihrem Integrationsprozess mitzuwirken. 
Zielvereinbarungen und regelmäßige Standortbestimmungen schaffen Transparenz über Fortschritte, 
Entwicklungspotenziale und nächste Schritte. 
 
In begründeten Einzelfällen kann aufsuchende Beratung eingesetzt werden, um den Kontakt zu 
stabilisieren und Integrationshindernisse frühzeitig zu erkennen. Auch hierbei steht stets die 
Beschäftigungsorientierung im Vordergrund, indem Motivation aufgebaut und die Voraussetzungen für 
eine arbeitsmarktorientierte Mitwirkung schrittweise verbessert werden. 
 

2.5.2 Vorteile für Integrationsfachkräfte / Arbeitsvermittlung 

 
Das beschäftigungsorientierte Fallmanagement (bFM) trägt zur Entlastung der Arbeitsvermittlung bei, 
indem komplexe Fallkonstellationen mit erhöhtem Klärungs- und Unterstützungsbedarf zeitlich befristet 
übernommen werden. Dadurch wird es der Arbeitsvermittlung ermöglicht, sich stärker auf markt- und 
vermittlungsnahe Kundinnen und Kunden zu konzentrieren, ohne dass komplexe Problemlagen 
unzureichend bearbeitet bleiben. 
 
Durch die strukturierte Fallklärung im bFM werden komplexe Handlungsbedarfe systematisch analysiert 
und in einer nachvollziehbaren Integrationsstrategie gebündelt. Die transparente Dokumentation der  
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Prozesse, Fortschritte und fachlichen Bewertungen schafft eine belastbare Grundlage für Übergaben 
und Rückübertragungen und erhöht die fachliche Nachvollziehbarkeit für alle beteiligten Bereiche. 
 
Das bFM unterstützt die Arbeitsvermittlung insbesondere bei Übergängen in andere Hilfesysteme oder 
bei der Rückführung von Kundinnen und Kunden in den Regelprozess der Vermittlung. Übergaben 
erfolgen strukturiert, mit klarer Darstellung des Integrationsstandes, der verbleibenden 
Handlungsbedarfe sowie der bisherigen Interventionen. 
 
Durch die klare Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen Arbeitsvermittlung und Fallmanagement 
werden Rollenunklarheiten reduziert und Doppelzuständigkeiten vermieden. Gleichzeitig fördert das bFM 
den fachlichen Austausch zwischen den Bereichen und trägt zu einer einheitlichen, 
beschäftigungsorientierten Ausrichtung der Integrationsarbeit im Jobcenter bei. 
 
 
3. Zu- und Abgang in das bFM 

 
3.1 Zugangskriterien 

 
Die Übernahme in das beschäftigungsorientierte Fallmanagement setzt voraus, dass eine komplexe 
Profillage vorliegt, die eine zeitnahe Integration in den Arbeitsmarkt im Regelprozess der 
Arbeitsvermittlung verhindert. Für eine Übergabe in das bFM müssen folgende fachliche Voraussetzungen 
erfüllt sein: 
 

• Komplexe Profillage mit mindestens drei grundsätzlich veränderbaren Handlungsbedarfen in den 
Schlüsselgruppen Rahmenbedingungen und/oder Leistungsfähigkeit. 

• Begründete, in VerBIS dokumentierte Ausnahmen sind möglich. 

• Positive Einschätzung, dass durch das bFM realistische Integrationsfortschritte erreicht werden 
können. 

• Freiwilligkeit des Kunden als Grundvoraussetzung für den Einstieg ins bFM. 
 
 
3.2 Besondere Fallkonstellationen 

 
In begründeten Ausnahmefällen können auch Kundinnen und Kunden aufgenommen werden, die in der 
Arbeitsvermittlung (AV) durch beratungsresistentes Verhalten auffallen.  
 
Ziel ist die Klärung, welche Ursachen diesem Verhalten zugrunde liegen. Können diese Ursachen nicht 
mit den Methoden des bFM bearbeitet werden, erfolgt eine Rückgabe an die AV. 
 
 
3.3 Zugangssteuerung 

 
Potenzielle Fallmanagementkunden werden ausschließlich über die VerBIS-Funktion „Vormerkung für 
das Fallmanagement“ vorgemerkt. Die finale Übernahmeentscheidung trifft das Fallmanagement nach 
dem Erstgespräch; bei Konfliktfällen entscheidet die zuständige Teamleitung. 
 
Wenn die Integrationsfachkraft (IFK) einen Kunden nicht für das bFM vorschlagen möchte, obwohl die 
Zugangsvoraussetzungen erfüllt sind, kann sie über dieselbe Funktion eine Ablehnungsbegründung 
eingeben, warum eine FM-Vormerkung nicht erfolgt. 
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3.4 Direktzugänge zum bFM 

 
Ein direkter Zugang – auch für Neukunden – ist in besonders gelagerten Situationen vorgesehen, 
insbesondere bei: 
 

• Aufnahme in ein Frauenhaus 
(Zuweisung grundsätzlich zu einer weiblichen Fallmanagerin) 

• Aufnahme in ein Eingliederungsheim oder ähnliche Einrichtungen 
(z. B. Personen nach § 67 SGB XII) 
Kunden, die aus dem Fallmanagement eines anderen JC zuziehen 

 
 
3.5  Übergabeprozess 

 
Wünschenswert ist ein gemeinsames Übergabegespräch zwischen AV/IFK, Fallmanagement und 
Kunde. 
 
Dabei sollen insbesondere geklärt werden: 
 

• Beweggründe für die Überleitung 

• Ziele und Integrationsperspektive 

• Rahmenbedingungen 

• Rollen und Verantwortlichkeiten 
 
Damit wird eine gemeinsame Ausgangsbasis hergestellt und maximale Transparenz geschaffen. 
 
Im Anschluss daran führen Fallmanagement und Kunde ein abschließendes Erstgespräch unter vier 
Augen, in dem die Perspektive der weiteren Zusammenarbeit besprochen wird. 
 
Die Übernahme in das bFM erfolgt erst nach diesem Erstgespräch durch den Fallmanager. 
 
 
3.6 Voraussetzungen bei Übergabe 

 
Die Arbeitsvermittlung übergibt Kundinnen und Kunden ohne offene Vorgänge oder ungeklärte 
Grundlagen in das bFM. Das bedeutet: 
 

• Abgeschlossene Sanktionsverfahren 

• Eröffnete ärztliche und berufspsychologische Gutachten 

• Geklärte Reha-Verdachtsfälle 

• aktueller Kooperationsplan 
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3.7 Dokumentation bei Übernahme 

 
Die Aufnahme in das bFM wird über die entsprechende VerBIS-Funktion („Profiling ändern: bFM“) 
umgesetzt. 
 
Im ersten Fallmanagementvermerk sind verbindlich zu dokumentieren: 
 

• Bereitschaft des Kunden, freiwillig am bFM teilzunehmen 

• Prognostizierte Erfolgsaussicht, basierend auf dem Erstgespräch 
 
 
Erfolgt keine Übernahme, ist dies in VerBIS nachvollziehbar zu dokumentieren und über die 
entsprechende Funktion abzulehnen. 
 
 
3.8 Übernahmeversuche bei vorgemerkten Kunden 

 
Bei für das FM vorgemerkten Kunden wird über einen Zeitraum von bis zu drei Monaten versucht, diese 
in das bFM zu übernehmen. 
 
Gelingt die Übernahme innerhalb dieses Zeitraums nicht (z. B. fehlende Mitwirkung, keine 
Kontaktaufnahme), werden die Übernahmeversuche eingestellt und der Kunde an die AV 
zurückgegeben. 
 
 
3.9 Einladungen im Rahmen des bFM 

 
Einladungen erfolgen unter Beachtung der jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben und internen 
Weisungen. Bei unentschuldigtem Nichterscheinen werden die erforderlichen Folgeschritte 
(Folgeeinladung / Anhörung / leistungsrechtliche Prüfung) entsprechend der gültigen Verfahren 
eingeleitet. 
 
 
3.10  Aufsuchende Beratung 

 
Aufsuchende Beratung ist ein ergänzendes Instrument des beschäftigungsorientierten Fallmanagements 
und wird in begründeten Einzelfällen eingesetzt, wenn die Lebenslage oder gesundheitliche Situation der 
Kundinnen und Kunden eine regelmäßige Vorsprache im Jobcenter erschwert.  
 
Sie ermöglicht eine niedrigschwellige Kontaktaufnahme im direkten Lebensumfeld der Betroffenen und 
dient dem Aufbau sowie der Stabilisierung einer verlässlichen Arbeitsbeziehung. Durch den 
Perspektivwechsel vor Ort können relevante Handlungsbedarfe besser erkannt und passgenaue 
Unterstützungsangebote entwickelt werden.  
 
Aufsuchende Beratung verfolgt stets das Ziel, Integrationshindernisse zu identifizieren, Motivation 
aufzubauen und die Kunden schrittweise an eine arbeitsmarktorientierte Mitwirkung heranzuführen. Sie 
ist dabei kein Regelinstrument, sondern eine gezielte Maßnahme zur Sicherstellung des 
Integrationsprozesses in komplexen Fallkonstellationen. 
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3.11 Abgangskriterien 

 
Der Abgang aus dem beschäftigungsorientierten Fallmanagement erfolgt auf Grundlage einer fachlichen 
Bewertung des bisherigen Integrationsverlaufs. Maßgeblich ist dabei, ob das bFM weiterhin ein 
geeignetes Instrument zur Erreichung einer beschäftigungsorientierten Perspektive darstellt. Ein Abgang 
aus dem bFM erfolgt insbesondere in folgenden Fällen: 
 

• Ziele erreicht:  
Die im Kooperationsplan vereinbarten Ziele wurden vollständig erreicht. 

• Voraussetzungen entfallen: Liegen die Zugangskriterien nicht mehr vor und es ist erkennbar, 
dass der Kunde auch ohne bFM-Betreuung Integrationsfortschritte erzielen kann bzw. 
unmittelbar in Beschäftigung integrierbar ist. 

• Fehlende Mitwirkung: Der Kunde verweigert die für das bFM notwendige Mitwirkung 
anhaltend. 

• Keine Fortschritte: Es zeigen sich trotz Intervention keine ausreichenden 
Entwicklungsfortschritte, und solche sind nach fachlicher Prognose auch nicht zu erwarten. 

 
Die Beendigung des bFM, die maßgeblichen Gründe sowie die Übergabe an die AV werden vollständig 
und nachvollziehbar in VerBIS dokumentiert. 
 
Parallellaufende Unterstützungsangebote wie therapeutische Maßnahmen oder Schuldnerberatung 
schließen eine Betreuung im Fallmanagement nicht grundsätzlich aus. 
 
Voraussetzung ist jedoch, dass diese Maßnahmen die aktive Bearbeitung der im Fallmanagement 
identifizierten Handlungsbedarfe nicht verhindern. Steht eine Therapie oder Schuldnerberatung aktuell 
derart im Vordergrund, dass eine aktive Mitwirkung des Kunden an den vereinbarten Zielen und 
Handlungsschritten nicht möglich ist, ist eine Fallmanagement-Betreuung fachlich nicht zielführend.  
 
In diesen Fällen ist der Kunde aus dem Fallmanagement abzugeben. Eine erneute Zuweisung kann 
erfolgen, sobald die Voraussetzungen für eine aktive Mitarbeit wieder gegeben sind. 
 
 

3.12  Abgangssteuerung 

 
Die Rückübertragung eines Kunden aus dem beschäftigungsorientierten Fallmanagement (bFM) an die 
Integrationsfachkraft erfolgt über die entsprechende Fallabgangs-Funktion in VerBIS. 
 
Für den Abgang sind durch den Fallmanager zu erstellen: 
 

• ein aktuelles Profiling, 

• ein Beratungsvermerk zur Standortbestimmung, der die Gründe für den Abgang sowie den 
aktuellen Integrationsstand nachvollziehbar darstellt. 

 
Zur Unterstützung der IFK steht eine Tischvorlage zur Verfügung, die den Identifizierungs- und 
Übergabeprozess strukturiert und erleichtert. 
 
 
3.13  Dauer des bFM 

 
Das bFM ist eine zeitlich befristete, intensive Betreuungsform. 
Die mit dem Kunden vereinbarten Entwicklungsschritte, der Fortschritt der Zielerreichung sowie die 
Notwendigkeit der Fortführung werden regelmäßig gemeinsam überprüft und dokumentiert. 
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Der zentrale Maßstab für die Fortführung des bFM ist die Entwicklung von Handlungskompetenzen im 
Hinblick auf eine beschäftigungsorientierte Integration. 
 
Spätestens alle sechs Monate ist die Fortführung des Fallmanagements in VerBIS über die 
entsprechende technische Funktion zu bestätigen. 
Dabei gilt: 
 
Eine Fortführung ist nur möglich, wenn prognostizierbare Erfolgsaussichten bestehen, dass der Kunde 
innerhalb von zwei Jahren ab Beginn des bFM integriert werden kann. 
 
Diese Einschätzung ist verbindlich zu dokumentieren und muss klaren Bezug zur 
Beschäftigungsorientierung haben. Liegt eine solche Perspektive nicht vor, ist der Abgang aus dem bFM 
einzuleiten. 
 
Die Betreuung im bFM soll in der Regel nicht länger als zwei Jahre andauern. 
 
 

3.14  Verlängerung über 24 Monate 

 
Eine Verlängerung über den Regelfall von 24 Monaten hinaus ist nur in begründeten Ausnahmefällen 
möglich und setzt die zwingende Beteiligung der zuständigen Teamleitung voraus. 
 
Der Fallmanager legt der Teamleitung spätestens zwei Monate vor Ablauf der 24-Monatsfrist einen 
detaillierten Begründungsvermerk vor. Dieser enthält: 
 
 

• Ziel der Verlängerung 
• Prognose der Erfolgsaussichten 
• konkrete nächste Schritte im Integrationsprozess 

 
In besonders begründeten Einzelfällen ist eine Verlängerung um bis zu sechs Monate möglich. 
 
 
4. Organisatorische Rahmenbedingungen  

 
4.1 Personal 

 
Zur Sicherstellung eines qualitativ hochwertigen Beratungsstandards setzt das Jobcenter Landkreis 
Heilbronn bei einem dauerhaften Einsatz im Fallmanagement grundsätzlich die Bereitschaft zur 
Zertifizierung als Fallmanager voraus. 
 
In begründeten Einzelfällen kann bei entsprechender fachlicher Vorqualifikation (z. B. abgeschlossenes 
pädagogisches oder sozialwissenschaftliches Studium) auf eine Zertifizierung verzichtet werden. 
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Die Fallmanager fungieren als fachliche Multiplikatoren für definierte Themengebiete. 
Jeder Fallmanager übernimmt mindestens eine fachliche Zusatzaufgabe (z. B. Familie, Unterkunft, 
psychische Erkrankungen, Sucht, Psychiatrie). 
Im Rahmen dieser Zusatzaufgaben: 
 

• arbeiten die Fallmanager – unter Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit – aktiv mit Trägern und 
Netzwerkpartnern zusammen (z. B. Teilnahme an Arbeitskreisen, Fachaustauschen), 

• tragen sie zur regionalen Sichtbarkeit des bFM bei und machen das Angebot bekannt, 

• beteiligen sie sich in Abstimmung mit der Teamleitung an der Maßnahmenplanung, 
pflegen sie die vom bFM entwickelte Netzwerkkarte bFM.  

 
Im Rahmen von Teamboards oder Bereichsbesprechungen wird das bFM aus Sicht der AV regelmäßig 
oder anlassbezogen thematisiert. Sich ergebende Handlungsbedarfe werden mit den Fallmanagern 
und/oder der Teamleitung FM/M&I abgestimmt. Zusätzlich können Netzwerkpartner zu 
themenbezogenen Fachgesprächen eingeladen werden. Die Organisation erfolgt durch den jeweils 
zuständigen Fallmanager mit fachlicher Zusatzaufgabe. 
 
Einmal jährlich findet eine „FM-Auffrischungsschulung“ im Rahmen bestehender Besprechungsformate 
statt. 
 
Die kollegiale Fallberatung ist fester Bestandteil des bFM und dient der fachlichen Weiterentwicklung. 
Sie findet in der Regel monatlich statt. 
 
Eine proaktive Arbeitsweise, insbesondere im Bereich der internen und externen Netzwerkarbeit (Träger, 
Beratungsstellen, Hilfsvereine, Krankenkassen etc.), ist ausdrücklich erwünscht und bedarfsorientiert 
weiterzuentwickeln. 
 
 
4.2 Zuständigkeiten 

 
Die interne Organisation des Jobcenters Landkreis Heilbronn orientiert sich grundsätzlich an räumlichen 
Zuständigkeitsstrukturen. 
 

• Der Landkreis Heilbronn ist in regionale Fallbezirke gegliedert. 

• Die Fallmanager sind in die jeweiligen regionalen Teams integriert. 

• Der Bereich „Erwachsene“ ist jeweils in zwei regionale Teams unterteilt. 

• Ü25-Kunden mit Reha- und/oder Schwerbehinderteneigenschaft werden von spezialisierten 
Fallmanagern betreut. 

 
 
Der Bereich „Junge Erwachsene“ ist aufgrund der besonderen Integrationsanforderungen intensiv zu 
begleiten. Ziel ist es, frühzeitig einer Verstetigung von Jugendarbeitslosigkeit entgegenzuwirken und 
einen Übergang in den Erwachsenenbereich möglichst zu vermeiden. 
 
Die Fallmanager unterstehen fachlich und disziplinarisch den jeweiligen Teamleitungen. 
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4.3 Kapazitäten und Auslastung 

 
Der Betreuungsschlüssel im bFM orientiert sich an den Empfehlungen des Fachkonzepts der BA und 
wird wie folgt festgelegt: 
 

• Ü25: 1 : 75 

• U25: 1 : 50 
 
Die Verantwortung für die Einhaltung des Betreuungsschlüssels sowie für eine gleichmäßige Auslastung 
liegt bei dem jeweiligen Fallmanager. Der Teamleiter hat dies im Rahmen seiner Fachaufsicht 
nachzuhalten. 
 
 
4.4 Vertretungsregelung 

 
Die Fallmanager vertreten sich gegenseitig. 
Planbare An- und Abwesenheiten sind untereinander abzustimmen, um einen kontinuierlichen 
Dienstbetrieb sicherzustellen. Besondere Konstellationen werden vorab mit der zuständigen 
Teamleitung geklärt. 
 
Bereits vereinbarte Termine werden bei Abwesenheit grundsätzlich nicht abgesagt. 
Ist eine Terminübernahme im Vertretungsfall nicht möglich, erfolgt eine Abstimmung mit der 
Teamleitung. 
 
 
4.5 Terminierung 

 
Die Terminierung im Fallmanagement ist in der jeweiligen gültigen Fassung des 
Kundenkontaktdichtekonzepts geregelt.  
 
 
4.6 Kundenkontaktdichte 

 
Alle Kunden im bFM sind mindestens alle 4 bis 6 Wochen zu kontaktieren (persönlich, per Videotelefonie 
oder telefonisch). 
 
Abweichungen sind fachlich zu begründen und in VerBIS zu dokumentieren. 
 
 
4.7 Dokumentation 

 
Die Dokumentation erfolgt vollständig, zeitnah und datenschutzkonform gemäß dem Leitfaden der 
Beratung in seiner jeweils neusten Fassung. Sie ist taggleich, spätestens jedoch am Folgetag, 
vorzunehmen. 
 
Die Dokumentation im bFM muss sowohl sensible Beratungsinhalte angemessen abbilden als auch den 
datenschutzrechtlichen Anforderungen entsprechen. Auch kleine Prozessfortschritte sind festzuhalten. 
 
 
 
 
 



 

 

 
12 

 

 
 

4.8 VerBIS 

 
Für sämtliche mit dem bFM zusammenhängenden Aktivitäten ist verbindlich die VerBIS-Funktionalität 
des IT-gestützten bFM zu nutzen. 
 
 
4.9 Rolle der Teamleitung im beschäftigungsorientierten Fallmanagement 

 
Die Teamleitung nimmt im beschäftigungsorientierten Fallmanagement eine zentrale steuernde, 
qualitätssichernde und koordinierende Rolle ein. 
 
Zu den Aufgaben der Teamleitung gehören insbesondere: 
 

• die Steuerung der Kapazitäten und die Sicherstellung einer ausgewogenen Auslastung unter   
Berücksichtigung der geltenden Betreuungsschlüssel, 

• die Entscheidung bei fachlichen Abgrenzungs- oder Konfliktfällen zwischen Arbeitsvermittlung 
und Fallmanagement, 

• die Beteiligung an Entscheidungen zur Verlängerung des bFM über den Regelfall hinaus, 

• die fachliche Begleitung und Unterstützung der Fallmanager, 

• die Wahrnehmung der Fachaufsicht sowie die Sicherstellung der Umsetzung dieser 
Dienstanweisung. Erkenntnisse fließen in die Weiterentwicklung von Standards und Prozessen 
ein. 

 
Die Teamleitung wirkt damit als verbindende Instanz zwischen strategischer Steuerung, operativer 
Umsetzung und Qualitätssicherung im bFM. 

 
 
5. Wirkungsorientierung und Qualitätssicherung im bFM 

 
Die Wirksamkeit des beschäftigungsorientierten Fallmanagements (bFM) bemisst sich nicht 
ausschließlich an der unmittelbaren Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. 
 
Aufgrund der komplexen Profillagen der betreuten Kundinnen und Kunden werden 
Integrationsfortschritte auch dann als wirksam anerkannt, wenn sie nachvollziehbar auf eine spätere 
arbeitsmarktliche Integration ausgerichtet sind. 
 
Als relevante Wirkungsindikatoren gelten insbesondere: 
 

• der Abbau oder die Reduzierung wesentlicher Vermittlungshemmnisse, 
• die Stabilisierung der persönlichen, gesundheitlichen oder sozialen Situation, 
• die Entwicklung arbeitsmarktrelevanter Handlungskompetenzen, 
• eine erhöhte Mitwirkungsbereitschaft und Eigenverantwortung der Kundinnen und Kunden, 
• die Erreichung vereinbarter Teilziele gemäß Kooperationsplan. 

 
Die Bewertung der Wirksamkeit erfolgt kontinuierlich im Rahmen der laufenden Beratungsgespräche 
sowie im Zuge der regelmäßigen Überprüfung der Integrationsstrategie. Spätestens im Rahmen der 
verpflichtenden sechsmonatigen Fortführungsprüfung ist zu beurteilen, ob weiterhin eine realistische 
beschäftigungsorientierte Perspektive besteht und das bFM als geeignetes Instrument anzusehen ist. 
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Ergibt die fachliche Bewertung, dass trotz eingesetzter Interventionen keine ausreichenden 
Integrationsfortschritte erzielt werden oder künftig nicht zu erwarten sind, ist eine bewusste 
Entscheidung zur Beendigung des bFM zu treffen. Die Beendigung des bFM stellt in diesen Fällen keine 
Bewertung der Mitwirkungsbereitschaft oder Leistungsfähigkeit der Kundinnen und Kunden dar, sondern 
eine fachlich begründete Steuerungsentscheidung. 
 
Sämtliche Bewertungen zur Wirksamkeit, Fortführung oder Beendigung des bFM sind nachvollziehbar 
und vollständig in VerBIS zu dokumentieren und bilden die Grundlage für eine transparente Übergabe 
an die Arbeitsvermittlung oder die Anbindung an andere geeignete Unterstützungssysteme. 

 
 
6. Besprechungskultur 

 
6.1 Regelmäßige Besprechungen 

 
Die Fallmanager nehmen monatlich an fachlichen Austauschrunden teil, sofern ein fachlicher oder 
organisatorischer Bedarf besteht. Dieser ist mindestens drei Tage vor der geplanten Besprechung in das  
Protokoll des fachlichen Austauschs der FM einzutragen. Sind keine Themen eingetragen, findet kein 
Austausch statt. 
 
Mindestens quartalsweise findet eine Fallmanagementbesprechung mit allen Teamleitungen und 
Fallmanagern statt. Die Teilnahme ist verpflichtend. Die Organisation obliegt einer Teamleitung. 
 
Die Fallmanager nehmen zudem an den Teambesprechungen ihrer jeweiligen Teams teil. 
 
Individuelle oder dringende Themen werden direkt zwischen Fallmanager und zuständiger Teamleitung 
besprochen. 
 
 
7. Evaluation, Weiterbildung 

 
Die dieser Dienstanweisung zugrunde liegenden Rahmenbedingungen werden regelmäßig evaluiert. 
 
In der Regel findet jährlich eine umfassende Evaluationsrunde statt. Beteiligte sind alle Fallmanager, die 
Teamleitung FM sowie bedarfsorientiert die Bereichsleitung. Die Organisation liegt bei der 
Bereichsleitung. 
 
Aufgrund der Komplexität der Tätigkeit sind kontinuierliche Weiterbildung und Supervision unabdingbar: 
 

• regelmäßige Teilnahme an Weiterbildungen (rechtlich, methodisch, arbeitsmarktpolitisch), 

• Fokus auf Problemlagen der sozialen Arbeit, 

• Möglichkeit zur Teilnahme an Supervision zur Reflexion von Belastungen und 
Qualitätssicherung.  

 
Hierfür ist – abhängig von der Haushaltslage – ein Zeitkontingent von bis zu 16 Stunden pro Jahr 
vorgesehen. 
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8. Sprachliche Regelung 

 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen 
männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Alle Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für 
alle Geschlechter. 
 
 
9. Verfügung 

 
 
 
Diese Weisung tritt ab dem 02.02.2026 in Kraft. Gleichzeitig werden alle anderslautenden Regelungen in 
diesem Bereich aufgehoben. 
 
1. Inkraftsetzung durch GF 
 
2. Verteiler per E-Mail an: 
Teams M&I 521-528 
 
3. Ablage in der JC-Ablage-2020 und Veröffentlichung auf der Homepage 
 
 
Heilbronn, den 02.02.2026 
 
Geschäftsführer Jobcenter Landkreis Heilbronn 
(Krebs GF) 


